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Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! 
 

Herr Remmel, ich will beim Letzten anfangen, damit kein falscher Zungenschlag entsteht. 
Die Verbraucherzentrale ist von der CDU-Landtagsfraktion nie infrage gestellt worden. Im 
Gegenteil, wir waren es, die nach der Regierungsübernahme 2005 als Erste mit der 
Verbraucherzentrale einen Vertrag über fünf Jahre abgeschlossen und so 
Planungssicherheit geschaffen haben. Herr Müller ist wohl noch hier: Er wird das 
bestätigen und hat das immer wieder öffentlich gesagt. Werfen Sie also bitte keine 
Nebelkerzen! 

Ich will wegen der Kürze der Zeit, die zur Verfügung steht, nur in Stichworten ein paar 
Themen aus dem Umweltbereich ansprechen. 

Thema „Dichtheitsprüfung“: Sie haben einen Rückzieher gemacht. Es bestehen erhebliche 
Sorgen bei den Bürgerinnen und Bürgern, dass über „Fremdwassergebiete“ ein neues In-
strument eingeführt wird, um die Menschen weiter zu gängeln. Das muss geklärt werden. 

Thema „Eyller Berg“: Es ist nicht in Ordnung, Herr Remmel, wenn die Landesregierung, 
die das Wort „Transparenz“ ständig im Munde führt, hinter verschlossenen Türen mit dem 
Betreiber der Sondermülldeponie verhandelt, Kommunen und Bürger außen vor und im 
Ungewissen lässt und auch noch zulässt, dass der Verhandlungspartner dem frei 
gewählten Bürgermeister einen Maulkorb verpassen lässt. Es ist nicht in Ordnung, sich mit 
solchen Leuten hinter verschlossenen Türen zusammenzusetzen. 

Dritter Punkt: Kerosinsee. 70 Jahre alte Leitungen in Wesseling in der größten Raffinerie 
Deutschlands. Hier ist in allererster Linie das Unternehmen gefordert. Ich möchte Sie 
auffordern und bitten, alles daranzusetzen, dass die Leitungen nach dem Stand der 
Technik ausgerichtet werden. Es geht nicht um den Bestandsschutz. Ein 
Weltunternehmen wie Shell kann sich nicht darauf zurückziehen und sagen: Wir haben 
Bestandsschutz. – Hier ist der Stand der Technik das Maß aller Dinge, vor allen Dingen, 
wenn die Leitungen defekt sind. 
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Letzter Satz: Herr Remmel, ich glaube, risikoorientierter Ressourceneinsatz wäre auch in 
Ihrem Hause angebracht. Kümmern Sie sich um die wichtigen Themen, und lassen Sie die 
Randthemen außen vor! Ich glaube, damit wäre allen geholfen. 

Meine Damen und Herren! 

Zum Thema „Klimaschutzgesetz“: Selten war eine Anhörung so einmütig wie die 
Anhörung, die wir hier vor zwei Wochen erlebt haben. Ob es die Experten aus den 
Kommunen, aus der Wirtschaft, von den Gewerkschaften waren – alle waren sich einig: 
Das Klimaschutzgesetz ist falsch. 

Ich sage Ihnen auch, warum. Sie verfolgen mit dem Klimaschutzgesetz einen rein von 
einer Quellenbilanz ausgehenden Ansatz, der lediglich zu CO2-Verlagerungen, bestenfalls 
in andere Bundesländer, wahrscheinlich aber wenigstens innerhalb der EU, vielleicht 
sogar weltweit in andere Staaten führt. Stattdessen müssten Sie einen ganzheitlichen 
Ansatz verfolgen. Das tun Sie aber gerade nicht, weil Sie sich in den Kopf gesetzt haben, 
ein solches Gesetz machen zu müssen.  

Dieses Klimaschutzgesetz – da waren sich alle einig – hilft dem Klima nicht, sondern es 
schadet unseren Kommunen, es schadet der Wirtschaft, es schadet den Arbeitsplätzen, 
und es schadet der Landwirtschaft. 

Wenn Sie dagewesen wären, hätten Sie nach der Anhörung vor zwei Wochen nur noch 
eine Schlussfolgerung ziehen können, die ich Ihnen, Herr Remmel, heute noch einmal 
empfehlen möchte: Ziehen Sie das Klimaschutzgesetz so schnell wie möglich zurück.  

Zweites Thema. Seit zweieinhalb Jahren blockiert diese Regierung das weltweit 
modernste Steinkohlekraftwerk, nämlich das Kraftwerk in Datteln. Sie müssen, um den 
drohenden Stillstand der Züge und kalte Wohnungen im Ruhrgebiet gerade noch einmal 
zu verhindern, jetzt die alten Kraftwerksblöcke durch eine Duldung am Laufen halten. Das 
ist die Konsequenz Ihrer Politik. 

Herr Remmel, wenn Sie etwas für Klimaschutz und Energieeffizienz tun wollen, wäre es 
Ihre Aufgabe, dafür zu sorgen, dass alte Anlagen vom Netz gehen können. Dafür müssen 
Datteln 4 und Lünen genehmigt werden. Darum müssen Sie sich kümmern und nicht um 
solche Duldungen. 

Thema „Nationalpark“: Der Nationalpark Senne-Teutoburger Wald – das weiß jeder in 
diesem Haus – ist faktisch beendet. Er war fachlich übrigens von Anfang an zweifelhaft. 
Eine Kulturlandschaft wie die Senne kann man nicht mit dem Mittel des Prozessschutzes 
erhalten, sondern wenn man dort Prozessschutz praktizieren würde, würde man diese 
Landschaft geradezu zerstören.  

Sie sollten schnellstens Abstand von diesem Projekt nehmen und ihre Werbebüros im 
Nationalpark schließen. Es gibt dort sowieso nichts mehr. Die Region hat sich davon 
verabschiedet, und die dort tätigen Förster sollten Sie dringend in der nötigen 
Revierbetreuung einsetzen, denn dort werden sie gebraucht.  

Wenn Sie schon mir nicht zustimmen, was ich nicht unbedingt erwarte, dringt vielleicht der 
Ehrenvorsitzende des Bundes Deutscher Forstleute, Ihr Parteifreund Bernhard Dierdorf, 
zu Ihnen durch. Er hat in dieser Woche die Politik der Regierung als eine „forstpolitische 
Nullnummer“ bezeichnet. Ich sage Ihnen: Wo er recht hat, hat er recht.  

Zum Thema „erneuerbare Energien“: Wie schon beim Windenergieerlass beschreiben Sie 
mit dem jetzt vorgelegten Windenergieatlas lediglich Potenziale. Die Probleme des 
Artenschutzes werden darin nicht angesprochen. Es geht nicht um das fehlende Wissen in 
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den Regionen oder in den Gemeinden um die Potenziale, sondern darum, dass Umwelt- 
und Artenschutzbehörden mittlerweile landesweit Hemmnisse gegen neue Windanlagen 
aufbauen.  

Warum steht denn sonst in den neuesten Untersuchungen von WindGuard Nordrhein-
Westfalen für das erste Halbjahr 2012 gerade einmal auf Platz 8 aller Bundesländer? 400 
Windräder, Herr Remmel, wollen Sie jedes Jahr bauen. Das haben Sie in der letzten 
Woche verkündet. Gerade einmal 30 sind es bis Mitte des Jahres für das Jahr 2012 
geworden. Daran sehen Sie, welche Aufgabe noch vor Ihnen liegt. Ich befürchte, Sie 
werden sie mit Ihren Methoden nicht erfüllen.  

Sorgen Sie bitte dafür, dass die Anträge, die in den Kommunen zuhauf vorliegen, 
genehmigt und nicht ständig blockiert werden können. Sorgen Sie dafür, dass Windkraft 
im Wald endlich möglich gemacht wird. Sorgen Sie dafür, dass Bürgerwindanlagen und 
Energiegenossenschaften in Nordrhein-Westfalen nicht ausgebremst werden. Dann haben 
Sie uns an Ihrer Seite, aber nicht für Ihre Verhinderungspolitik.  

Fazit: Sie beschreiben – das haben Sie vorhin im ersten Redeteil auch wieder getan – 
entweder Horrorszenarien oder schöne Ziele. Nur: Bei der Lösung der Probleme kommen 
Sie keinen Schritt weiter. Das ist leider eine traurige Bilanz eines Ministers, der einen fast 
um ein Viertel höheren Etat als sein Vorgänger zur Verfügung hat. 


